Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3806 


Der Bundesminister des Innern 

K 4-310 215/4 


Bonn, den 31. Januar 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Bericht der Bundesregierung an den Deutschen Bundes- 

tag zur Einführung einer „Akademie-Reife" 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 26. Juni 1968 
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I. 

Die Überlegungen über die Einführung einer Akademie-Reife 
sind bisher noch nicht zum Abschluß gekommen. Dies hat zur 
Folge, daß weder die Länder in der Lage sind, zu der Frage- 
stellung endgültig Stellung zu nehmen, noch daß für den Bereich 
des öffentlichen Dienstes eine abschließende Antwort gegeben 
werden kann. Im folgenden wird im Hinblick auf das in dieser 
wichtigen Frage bestehende Informationsbedürfnis versucht, 
einen Sachstandsbericht zu dem Ersuchen des Deutschen 
Bundestages zu geben, der unter den gegebenen Umständen 
allerdings nur vorläufigen Charakter haben kann. 

II. 

1. Die Einführung eines neuen Sekundarschulabschlusses unter- 
halb des Abiturs hat in der bildungspolitischen Diskussion 
eine ebenso aktuelle wie grundsätzliche Bedeutung. Beson- 
dere Beachtung verdienen vor allem die bereits bekannt- 
gewordenen Erwägungen der Bildungskommission des Deut- 
schen Bildungsrates. Sie zielen darauf ab, durch die Einrich- 
tung einer neuen Qualifikationsebene im Gefüge des allge- 
meinbildenden Schulwesens den Bildungsstand der Schüler 
zu erhöhen und außerdem eine weitere „Gelenkstelle'' zwi- 
schen den einzelnen Formen und Stufen der Sekundar- 
schulen und den weiterführenden Bildungsgängen zu bilden. 
Der durch eine Prüfung gekennzeichnete neue mittlere Ab- 
schluß soll also nach diesen Vorstellungen sowohl eine 
Förderungs- als auch eine Verteilfunktion erhalten. 
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Vor diesem Hintergrund sind die Bemühungen der Länder zu 
sehen, den Bereich der bisherigen Akademien und Höheren 
Fachschulen einschließlich der gesonderten Vorbildung neu 
zu gestalten. Außerdem gibt ein neuer mittlerer Abschluß 
Veranlassung, die Vorbildungsvoraussetzungen für be- 
stimmte Berufszweige neu zu durchdenken; hieraus sind 
gegebenenfalls Folgerungen dafür zu ziehen, welche Anfor- 
derungen an einen künftigen mittleren Abschluß aus dieser 
Sicht zu stellen wären. 

2. Von der Bezeichnung „Akademie-Reife", die in einem frühe- 
ren Stadium für den mittleren Abschluß Verwendung fand, 
wurde aus zwei Gründen inzwischen Abstand genommen. 
Erstens wird die Umbenennung einiger Höherer Fachschulen 
in Akademien, zu denen dieser Abschluß hinführen sollte, 
keinen Bestand haben; nach neueren Überlegungen wird zu- 
mindest ein Teil dieser Einrichtungen zu Fachhochschulen 
ausgebaut werden. Zweitens könnte eine „Akademie-Reife" 
nicht ohne Bezug zur schon auf etwa gleichem Niveau 
bestehenden Fachschulreife gesehen werden; diese setzt aber 
eine praktische Lehrzeit voraus, eine Bedingung, die mit dem 
mittleren Schulabschluß allein nicht erfüllt wäre, über die 
endgültige Bezeichnung eines neuen mittleren Schulab- 
schlusses besteht noch keine einheitliche Auffassung. 

III. 

1. Nach einer Mitteilung der Ständigen Konferenz der Kultus- 
minister der Länder bereiten die Landesregierungen eine im 
ganzen Bundesgebiet einheitliche Regelung für die künftige 
Gestaltung der heutigen Akademien und für die Zugangs- 
voraussetzungen zu diesen Einrichtungen vor. Einvernehmen 
besteht bereits darüber, daß für Ingenieure (grad.) und Be- 
triebswirte (grad.) eine insgesamt 12jährige Vorbildung 
erforderlich sein wird; ferner daß diese Vorbildung auf dem 
Abschluß der Realschule oder auf einem vergleichbaren Bil- 
dungsstand aufbauen soll und daß für den Abschluß dieser 
Vorbildung die Bezeichnung „Fachhochschulreife" vorge- 
sehen ist. Bei diesen Vorbildungsvoraussetzungen wird nach 
Auffassung der Kultusminister der Länder kaum Raum für 
einen neuen mittleren Schulabschluß nach dem 11. Schul- 
jahr bleiben; allenfalls kann von dem Erfordernis eines min- 
destens 10jährigen Schulbesuchs für die Aufnahme in die 
noch zu schaffenden zusätzlichen Ausbildungsgänge von 
mindestens 2jähriger Dauer gesprochen werden. 

2. Zu diesen vorläufigen Vorstellungen der Kultusminister ist 
zu bemerken, daß sie allem Anschein nach in struktureller 
Hinsicht mit den Überlegungen des Deutschen Bildungsrates 
im wesentlichen übereinstimmen. Indem sie keine Auf- 
stockung der Schulzeit an Realschulen voraussetzen, stimmen 
sie außerdem mit dem Grundsatz überein, bestehende Bil- 
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dungsgänge unter keinen Umständen zu verlängern, sondern 
zu einer Erhöhung des Ausbildungsniveaus durch Neuord- 
nung des Lehrstoffes, durch Rationalisierung des Lehrbetrie- 
bes und durch Einführung von Prüfungen mit selektiver 
Wirkung zu gelangen. Ferner dürfte es eine Zäsur nach dem 

10. Schuljahr dem Absolventen der Hauptschule wesentlich 
leichter machen, einen dem Realschulabschluß vergleich- 
baren Bildungsstand zu erreichen. Schließlich wäre gewähr- 
leistet, daß auch im Falle einer Vorverlegung der jetzigen 
Reifeprüfung auf das Ende des 12. Schuljahres der Oberstufe 
des Gymnasiums wenigstens zwei Jahre zur speziellen Vor- 
bereitung auf das Hochschulstudium zur Verfügung stehen 
würden; der erforderliche Abstand zum mittleren Abschluß 
bliebe damit gewahrt. Dafür, daß der Bildungsstand der Fach- 
hochschulreife mindestens dem Stand nach dem heutigen 

11. Schuljahr des Gymnasiums entsprechen wird, würde die 
zweijährige theoretisch-praktische Vorbildung vor Erlan- 
gung der Fachhochschulreife ausreichende Garantie leisten. 

IV. 

Im Bereich des öffentlichen Dienstes wird durch die Reform des 
Sekundarschulwesens in erster Linie die Laufbahn des gehobe- 
nen Dienstes betroffen. Nach den entsprechenden beamtenrecht- 
lichen Regelungen ist für sie Mindestvoraussetzung die „Mittlere 
Reife"; in der Praxis wird jedoch nicht selten das Reifezeugnis 
gefordert. Auch die Bundeswehr verlangt als Voraussetzung für 
die Einstellung als Offiziersanwärter regelmäßig das Abitur. 
Auch wenn es sich bei dieser Personengruppe um eine verhält- 
nismäßig kleine Gruppe handelt, werden von einer Neugestal- 
tung der Eingangsvoraussetzungen aus der Sicht der Bildungs- 
planung günstige Auswirkungen auf andere Berufszweige 
erhofft. 

Der neu einzuführende mittlere Abschluß soll nach überein- 
stimmender Auffassung einen höheren Bildungsstand nachwei- 
sen als die bisherige „Mittlere Reife"; insbesondere soll eine 
Prüfung abgelegt werden, die selektive Wirkung hat. Danach 
stellt sich die Frage, ob die Verwaltungen die Praxis, nach 
Möglichkeit Abiturienten einzustellen, zugunsten der Absol- 
venten anderer Bildungsgänge einschränken oder ganz aufgeben 
können. Eine Untersuchung dieser Frage ist für die beteiligten 
Stellen des Bundes, der Länder und der Kommunalen Spitzen- 
verbände mit folgenden Schwierigkeiten verbunden: 

a) Der Prüfung können weniger bildungspolitische Zielsetzun- 
gen zugrunde gelegt werden; maßgebend müssen vielmehr 
die sich aus den Verwaltungsfunktionen ergebenden Anfor- 
derungen an die Vor- und Ausbildung der betreffenden 
Bediensteten sein. 
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b) Der Bildungsinhalt, den die neuen Abschlüsse und die sich 
anschließenden Bildungsgänge repräsentieren, ist bisher 
nicht genügend präzisiert. 

c) Die Ausgangssituation hat sich in den vergangenen Monaten 
durch die Beschlüsse der Ständigen Konferenz der Kultus- 
minister und der Ministerpräsidenten der Länder mehrfach 
geändert. 

Unter diesen Umständen wird es in erster Linie darauf ankom- 
men, die Forderungen der Verwaltungen an die Bildungsinhalte 
und die Abschlußqualifikationen zu formulieren und mit diesen 
Anregungen auf die bildungspolitischen Entscheidungen ein- 
zuwirken. 

Im einzelnen stellen sich hierbei folgende Fragen: 

- Wie muß das Curriculum der Klassen 5 bis 10 gestaltet 
werden, um mehr als bisher die Stellung der Einzelnen in der 
Gemeinschaft und die Bezugspunkte der unsere Gesellschaft 
gestaltenden Kräfte im Unterricht zu behandeln. Einen ge- 
eigneten Ansatzpunkt hierfür dürften die Bestrebungen im 
Bereich der Bildungsplanung zur Gestaltung und Einführung 
des Faches „Arbeitslehre" in die Unterrichtspläne der Sekun- 
darschulen sein. Hierdurch sollen Grundkenntnisse der poli- 
schen Bildung, der Gesellschaftskunde und der Betriebswirt- 
schaftslehre vermittelt werden, die sodann im Vorbildungs- 
bereich (Fachoberschule) und bei der Ausbildung intensiviert 
werden können. 

Im übrigen muß der Abschluß nach der 10. Klasse so gestaltet 
werden, daß er ein in sich abgeschlossenes Bildungsniveau 
bedeutet, das gleiche Chancen für weitere, daran anschlie- 
ßende Bildungsgänge oder für den Eintritt in den Beruf 
eröffnet. 

-Wie müssen der theoretische Unterricht und das Praktikum der 
„Fachoberschule" gestaltet sein, um sowohl das bisher im 
Anschluß an die Mittlere Reife geforderte Verwaltungsprak- 
tikum als auch das Abitur als Vorbildungsvoraussetzung für 
den gehobenen Dienst weitgehend ersetzen zu können? 

- Erfordert es die zunehmend schwieriger werdende Verwal- 
tungstätigkeit, in die Ausbildung des gehobenen Dienstes 
den Besuch von Fachhochschulen einzubauen? 

- Sind Verwaltungsfachhochschulen ggf. als Einrichtungen des 
allgemeinen Bildungswesens oder als verwaltungsinterne 
Einrichtungen vorzusehen? 

- Wie kann eine Verlängerung der Ausbildung entsprechend 
der Forderung nach frühzeitigem Berufszugang vermieden 
werden? 
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Die Prüfung dieser Fragen ist durch die möglichen Änderungen 
der Verwaltungsstrukturen im Rahmen der Verwaltungsreform 
zusätzlich erschwert. Berücksichtigt werden muß ferner, daß 
die Vielfalt der Aufgaben in den verschiedenen Zweigen und 
Ebenen der Verwaltung und der Bundeswehr die Einführung eines 
einheitlichen Vorbildungssystems für alle Bedarfsträger behin- 
dert. Deshalb waren bisher lediglich Mindestvoraussetzungen 
festgesetzt worden, um eine größtmögliche Flexibilität zu er- 
zielen. Klar erkennbar ist allerdings schon jetzt, daß gerade im 
Hinblick auf die künftig in besonderem Maße zu fördernde 
Flexibilität eine gute Allgemeinbildung als Vorbildungsvoraus- 
setzung unerläßlich ist. 

Die Bundesregierung ist jedenfalls bemüht, eine die bildungs- 
politische Konzeption und die Belange der Verwaltung gleicher- 
maßen befriedigende Lösung zu finden. Der Kabinettsausschuß 
für wissenschaftliche Forschung, Bildung und Ausbildungsför- 
derung hat am 3. Oktober 1968 den Bundesminister des Innern 
mit einer entsprechenden Prüfung beauftragt. Die Verhandlun- 
gen mit den Ländern und den Kommunalen Spitzenverbänden 
sind seit geraumer Zeit angelaufen; auch die Ständige Konfe- 
renz der Innenminister hat sich bereits mit diesem Komplex 
befaßt. Schließlich ist die Ständige Konferenz der Kultusminister 
schon vorsorglich gebeten worden, bei der Gestaltung der zwei- 
jährigen Hinführung zur Fachhochschulreife auch die Belange 
des öffentlichen Dienstes zu berücksichtigen. 

V. 

Unabhängig davon, welche Gestalt die künftigen Abschlüsse 
annehmen werden, sollten auch außerhalb des öffentlichen 
Dienstes, also etwa im Bereich der Wirtschaft, den Absolventen 
geeignete Berufswege offenstehen. Für den Bereich der Wirt- 
schaft sind allerdings Aussagen darüber, wie Berufsanforderun- 
gen auf die Abschlüsse der allgemeinbildenden Schulen zurück- 
wirken, besonders schwierig. Denn einmal richtet sich die Wirt- 
schaft in ihren Qualifikationsanforderungen weitgehend nach 
dem Angebot, um dann die zusätzliche Ausbildung selbst zu 
übernehmen, zum anderen können Anforderungen an die all- 
gemeinbildenden Schulen nur im Wege einer Querschnitts- 
betrachtung für die verschiedenen Berufe ermittelt werden, 
geben also relativ wenige spezifische Anhaltspunkte; dies ist 
auch einer der Gründe für die Schwierigkeiten, die bei der Ein- 
führung des bisher als „Arbeitslehre'' bezeichneten Faches in 
den Hauptschulen auftreten. Hinzu kommt, daß sich gegenwär- 
tig die „Ordnungsmittel'' für die wichtigsten Ausbildungsberufe 
in einem Veränderungsprozeß befinden, der vor allem durch 
die allmähliche Einführung der Stufenausbildung gekennzeich- 
net ist; dieser Vorgang wird Jahre andauern und daher in ab- 
sehbarer Zeit noch keine allgemeingültigen Schlußfolgerungen 
für die qualitativen Anforderungen an Schulabschlüsse der allge- 
meinbildenden Schulen zulassen. 
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Unter diesen Umständen erscheint es gegenwärtig wenig aus- 
sichtsreich, den von der Bundesregierung bereits eingeleiteten 
Versuch fortzusetzen, die Organisationen der Wirtschaft um Er- 
arbeitung neuer, am Bedarf orientierter „Berufsbilder" für 
Absolventen eines neuen mittleren Schulabschlusses zu bitten. 
Erfolgversprechender dürfte zunächst zweierlei sein: Klarheit 
darüber zu gewinnen, welche Befähungsnachweise und Bil- 
dungsabschlüsse die Arbeitgeber derzeit überhaupt als Vor- 
aussetzung für bestimmte Berufseintritte fordern; zum anderen 
die Untersuchungen darüber fortzusetzen, welche Anforderun- 
gen an die Hinführung zur Wirtschafts- und Arbeitswelt im 
Unterrichtsstoff der allgemeinbildenden Schulen zu stellen sind. 
Auf beiden Sachgebieten wird z. Z. gearbeitet. 


Benda 
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